
Falschfahrerin auf
B9 unterwegs
Bereits am Freitag gegen 11.30 Uhr ist
eine 59-Jährige nach Polizeiangaben

mutmaßlich an der
Anschlussstelle Ot-
terstadt in die fal-
sche Richtung auf
die B9 aufgefahren.
Sie sei mit ihrem
Mercedes auf der
falschen Fahrbahn
in Richtung Ger-
mersheim gefahren
und habe die Bun-
desstraße mutmaß-
lich erst wieder an
der Anschlussstelle
Speyer-West verlas-
sen. Dabei gefähr-

dete sie laut Polizei mehrere entge-
genkommende Autofahrer. Nur durch
Ausweichmanöver seien Verkehrsun-
fälle verhindert worden. Die Frau sei
schließlich von alarmierten Polizei-
kräfte kontrolliert worden. Die Beam-
ten leiteten demnach ein Strafverfah-
ren wegen Gefährdung des Straßen-
verkehrs ein und stellten den Führer-
schein der 59-Jährigen sicher. Die Po-
lizei sucht Zeugen, die gebeten wer-
den, sich mit Hinweisen telefonisch
(06232 1370) oder per E-Mail (pispey-
er@polizei.rlp.de) zu melden. |tiko
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„Freiheit ist auch eine Zumutung“

Herr Professor Sommermann, mein Lieb-
lingssatz im Grundgesetz steht gleich am
Anfang: ,Die Würde des Menschen ist un-
antastbar.’ Weiter heißt es: ,Sie zu achten
und zu schützen ist Verpflichtung aller
staatlichen Gewalt.’ Eine wunderschöne
Formulierung: Ganz einfach, sagt aber al-
les. Welches ist Ihr Lieblingssatz?
Ich würde mich Ihnen da gern anschlie-
ßen. Artikel 1 macht ohne Umschweife
klar, dass die Verfasser des Grundgeset-
zes nach der Zäsur durch Nazi-Herr-
schaft und Zweiten Weltkrieg den Men-
schen und seine Würde in den Mittel-
punkt rücken wollten.

Als das Grundgesetz entstand, war
Deutschland geteilt. Gedacht war es da-
her zunächst als Provisorium, bis ein ver-
eintesdeutschesVolksicheineVerfassung
geben würde. Für eine Übergangslösung
ist das Grundgesetz erstaunlich langlebig,
oder?
Das stimmt. Mit seinen 75 Jahren gehört
es mittlerweile sogar zu den ältesten
Verfassungen in der Welt, wenn es auch
erheblich jünger ist als die US-Verfas-
sung von 1787. Mit seinen Grundpfeilern
aus Freiheitsrechten, Demokratie, Ge-
waltenteilung, Föderalismus, Rechts-
staatlichkeit und Sozialstaatlichkeit hat
es sich innerhalb kurzer Zeit als überaus
austarierte Verfassung erwiesen. Vor al-
lemhatessichflexibelgenuggezeigt,um
auch neue gesellschaftliche oder techno-
logische Entwicklungen abbilden zu
können. Das Grundgesetz ist kein ver-
staubtes Dokument, es ist außerordent-
lich lebendig.

Das müssen Sie erklären.
Ein wesentlicher Faktor für den Erfolg
des Grundgesetzes ist das Bundesverfas-
sungsgericht und seine Rechtsprechung.
Durch seine Auslegung des Verfassungs-

MEINUNG AM MONTAG: Vor 75 Jahren wurde das Grundgesetz unterzeichnet. Der Speyerer Staatsrechtler
Karl-Peter Sommermann hat mit Martin Schmitt darüber gesprochen, warum er den Verfassungstext
für einen Glücksfall hält. Und warum er sich dennoch um die Demokratie in Deutschland Sorgen macht.

textes ist es dem Ge-
richt immer wieder
gelungen, neue Her-
ausforderungen
grundrechtlich aufzu-
fangen. Denken Sie
nur an den Daten-
schutz, den man 1949
so noch nicht im Blick
hatte. Oder an die Tat-
sache, dass der Schutz
von Ehe und Familie
sich mittlerweile auch
auf andere Lebensent-

würfe erstreckt als nur auf die Verbin-
dung von Mann und Frau.

Das konnte ja nur dadurch gelingen, dass
die Urheber des Grundgesetzes bestrebt
waren, Sprache und Inhalt möglichst klar
und einfach zu halten.
Ja. Die Verfasser wussten sich auf das
Wesentliche zu beschränken und das
Grundgesetz nicht mit Detailregelungen
zu überfrachten. Das wiederum ermög-
licht eine Interpretation des Textes, die
sich an den Bedürfnissen der jeweiligen
Zeit orientiert, und genau das macht das
Grundgesetz zukunftsfähig. Ganz we-
sentlich ist dabei der Begriff der Men-
schenwürde.

Daher ist sie im Grundgesetz auch als al-
lererstes genannt.
Genau. Die Verpflichtung des Staates, sie

zuachten,bildetsozusagendenWesens-
kern unserer Verfassung, der durch die
Grundrechte weiter konkretisiert wird.
Das Bundesverfassungsgericht versteht
diese wie beispielsweise die Meinungs-
und Versammlungsfreiheit seit den
1950er-Jahren nicht lediglich als Ab-
wehrrechtegegendenStaat,sondernzu-
gleich als Elemente einer Wertordnung,
die der Rechtsordnung insgesamt Orien-
tierung gibt und bei der Auslegung der
Gesetze zu beachten ist. Der Staat seiner-
seits ist verpflichtet, alles zu unterneh-
men, um den Grundrechten praktische
Wirksamkeit zu verschaffen.

Das heißt in der Praxis?
Nehmen Sie die sozialen Netzwerke:
Auch dort gilt der Schutz der Persönlich-
keit – abgeleitet aus dem Grundrechte-
katalog des Grundgesetzes, bei dessen
Entstehung noch niemand an solche
Kommunikationsmöglichkeiten dachte.
Hier muss der Staat durch Regulierung
Schutz bieten. Heute gibt es dafür Vorga-
ben der EU.

Wir haben also eine „atmende“ Verfas-
sung, die versucht, den Ansprüchen der
Zeit durch eine entsprechende Auslegung
gerecht zu werden?
Völlig richtig. Wichtig ist, dass Neuinter-
pretationen nicht in Beliebigkeit ausar-
ten, sich nicht nach dem jeweiligen Zeit-
geist richten. So hat das Bundesverfas-
sungsgericht seine Aufgabe auch nie ver-
standen. Eine Verfassungsordnung muss
Stabilitätvermitteln.Esgehtdarum,Ant-
wortenaufgrundsätzlichneueFragenzu

finden, die sich aus der gelebten gesell-
schaftlichen Realität ergeben. In der Ver-
gangenheit hat das Bundesverfassungs-
gericht nachhaltigem gesellschaftlichen
Wandel Rechnung getragen, es ist ihm
aber nicht vorausgeeilt. Allerdings …

Ja?
... gibt es auch Entscheidungen, die zu-
kunftsgestaltend wirken. Das jüngste
Beispiel ist das Urteil zum Klimaschutz-
gesetz vom 24. März 2021.

Darin hat das Bundesverfassungsgericht
die Bundesregierung verpflichtet, mehr
als damals im Gesetz vorgesehen für den
Klimaschutzzutun,weilsonstdieLebens-
grundlagen zukünftiger Generationen
gefährdet wären, sofern ich mich richtig
erinnere.
Dasgeht indieRichtung.Vereinfachtfor-
muliert: Wer das Klima schützen will,
muss gewisse Einschränkungen in sei-
ner persönlichen Freiheit in Kauf neh-
men, damit die Treibhausgasemissionen
reduziert werden. Fallen diese Ein-
schränkungen bis 2030 zu gering aus,
beispielsweise weil die Regierung die
jetzige Generation nicht zu sehr damit
behelligen will, sind künftige Generatio-
nen gezwungen, weit drastischere Maß-
nahmen zu ergreifen, wenn die im Rah-
men des internationalen Klimaschut-
zabkommens übernommene Verpflich-
tung, bis 2050 Klimaneutralität zu errei-
chen, erfüllt werden soll.

Man vertagt also Unliebsames auf die
Nachkommen, getreu dem Motto: Nach

mir die Sintflut?
So könnte man es überspitzt formulie-
ren. Und hier hat das Gericht gesagt: Das
geht nicht. Die Einschränkung von Frei-
heitsrechtenmussgerechtzwischenden
Generationenverteiltwerden,mankann
sie nicht einfach unseren Nachfahren
aufbürden. Der neue Grundsatz, abgelei-
tet aus den Grundrechten, heißt: Wer
heute Entscheidungen fällt, muss die
Auswirkungen auf künftige Generatio-
nen mitdenken.

Kritiker monieren, dass es während der
Corona-Pandemie mit dem Schutz der
Grundrechte nicht so weit her war.
Es trifft zu, dass Grundrechte einge-
schränkt wurden, sogar massiv. Aber sie
wurden nicht außer Kraft gesetzt; man
konnte die Frage ungerechtfertigter Frei-
heitseinschränkungen weiterhin ge-
richtlich klären lassen. Das Grundgesetz
erlaubt die Suspendierung von Grund-
rechten selbst in Notlagen nicht.

Auch wenn das Grundgesetz bisher zeit-
gemäß und widerstandsfähig war, stellt
sich die Frage, ob es nicht doch eines zu-
sätzlichen Schutzes bedarf.
Das Grundgesetz hat sich als erstaunlich
robusterwiesen,mirwirddanichtgleich
bange. Aus der Erfahrung des sogenann-
ten,DrittenReiches’herauswurdeesmit
Elemente der wehrhaften Demokratie
wie Parteienverbot und Minderheiten-
schutz ausgestattet. Und um es formell
zu ändern, ist eine Zwei-Drittel-Mehr-
heit in Bundestag und Bundesrat erfor-
derlich. Das ist eine hohe Hürde.

Diese wurde in der Vergangenheit häufig
überwunden.
Bisher insgesamt 67 Mal. Grundlegen-
den inhaltlichen Änderungen zieht je-
doch die sogenannte Ewigkeitsklausel
eine Grenze. Sie verbietet, die Men-
schenwürdegarantie sowie die grundle-
genden Verfassungsgrundsätze wie De-
mokratie, Rechtsstaatlichkeit und Bun-
desstaatlichkeit zu ändern. Allerdings ist
der heutige Text des Grundgesetzes
mittlerweile doppelt so lang wie 1949.
Neu aufgenommen wurde im Jahr 1994
beispielsweise der Schutz der natürli-
chen Lebensgrundlagen. Viele Änderun-
gen betreffen die Kompetenzverteilung
und die Finanzbeziehungen zwischen
Bund und Ländern, darunter die Schul-
denbremse. Man muss jedoch aufpas-
sen, dass man das Grundgesetz nicht
überfrachtet. Verfassungen, die alles
festlegen wollen, verlieren an Bindungs-
kraft.

Eine Verfassung sollte sich darauf be-
schränken, die Grundregeln eines politi-
schenundgesellschaftlichenSystemsfest-
zulegen und Leitplanken vorzugeben, in-
nerhalbdererdieBürgeragierenkönnen?
So ist es. Ich zitiere Artikel 2: ,Jeder hat
das Recht auf die freie Entfaltung seiner
Persönlichkeit, soweiternichtdieRechte
anderer verletzt und nicht gegen die ver-
fassungsmäßige Ordnung oder das Sit-
tengesetz verstößt.’ Das Grundgesetz
setztdenRahmen.Esgarantiert,dassder
Staat seine Bürger achtet und ihnen Frei-
heit und Selbstentfaltung ermöglicht.
Doch das ist auch eine Zumutung: Der
Bürger ist gefordert, selbst zu denken
und sich um seine Belange zu kümmern.
Wie viel Unterstützung er dabei bekom-
men muss, darüber kann man im politi-
schen Diskurs streiten.

Der Bürger ist auch aufgefordert, mitzu-
wirken und sich einzubringen ...
Politisch wie gesellschaftlich, ja. Das ist
gelebte Verfassung. Wir haben eben kei-
ne Zuschauerdemokratie. Bequem ist
das nicht, sondern anspruchsvoll. Das
will nicht jeder.

Siesagen:DieMenschensollenselbstden-
ken. Aber darauf berufen sich auch jene,
dieunserSystemverachtenundesbeseiti-
gen möchten.
Widerspruch ist in einer Demokratie in
ihrem Wesen angelegt. Widerspruch ist
legitim. Jedoch muss er auf der Basis von
gut begründeten Argumenten erfolgen.
Man muss andere sachlich überzeugen
wollen und selbst offen dafür sein, dass
sie eine andere Meinung haben. Unser
Grundgesetz ist eine Gegenseitigkeits-
ordnung. Ich darf nicht selbst etwas in
Anspruch nehmen, was ich wiederum
anderen verwehre. Die Fähigkeit zu die-
ser Art Auseinandersetzung geht vielen
offenbar allmählich verloren. Das be-
sorgt mich sehr.

ZUR PERSON
Karl-Peter Sommermann (68) ist Professor für
Öffentliches Recht, Staatslehre und Rechtsver-
gleichunganderDeutschenUniversität fürVer-
waltungswissenschaften Speyer. Er forscht un-
ter anderemzur Europäisierung des Staats-
undVerwaltungsrechts undzu internationalem
Menschenrechtsschutz. Er lebt in Hockenheim.

Pfeffer, Diskussionen und eine Hymne
VON ELLEN KORELUS-BRUDER

Wenn Parteien ihre Programme auf
die Straße tragen, ist Wahlkampf.
Am Samstag war es wieder soweit.
Infomaterial, Luftballons, Stifte,
Popcorn, politische Diskussionen
oder musikalische Einlagen lockten
zahlreiche Passanten von hier und
anderswo zu den Stadt-Politikern.

Am Altpörtel ist die Stimmung gut.
Grüne, Liberale, Christdemokraten
und „Unabhängig für Speyer“ (UfS)
werben für ihre Positionen. Passan-
ten drehen am Glücksrad der CDU, ge-
winnen Speyerer Überraschungen,
selbst gebackene Muffins – oder
nichts. Mit leeren Händen muss den-
noch niemand den Stand verlassen.
Pfeffer, von Parteimitgliedern selbst
gemahlen, oder eine Tüte Popcorn
sind immer drin. Jörg Zehfuß und
Frank Hofmann zeigen sich jederzeit
gesprächsbereit, Daoud Hattab
stimmt in die allgemeine Empörung

REPORTAGE: Wie Wahlkampf an einem Samstag auf der Maximilianstraße abläuft
über den im Dezember neu einge-
führten Stadtbusverkehr ein. „Viele
Touristen bleiben stehen“, berichtet
Sabine Ross. Aber auch Speyerer in-
teressieren sich für das, was die Kom-
munalpolitik ihnen zu sagen hat. Ei-
nige ziehen sich in die umliegenden
Eiscafés zurück, um sich einen Über-
blick über die unterschiedlichen Posi-
tionen zu verschaffen.

CDU-Fraktionschef Johannes Kabs
sucht das Gespräch mit FDP-Kollegin
Bianca Hofmann. Sind das vorausei-
lende Sondierungen? Nein, betont
Kabs. „Sowas machen wir doch erst
nach der Wahl.“ FDPler Carsten Lange
verteidigt die „liberalen“ Kochlöffel,
die er an Passanten verteilt. „Liebe
geht doch auch durch den Magen“,
meint er. Viel Bundes- und Europapo-
litik muss er heute erklären. „Mehr als
vergangenen Samstag“, sagt er.

„Viele haben schon gewählt“, er-
zählt Grünen-Spitzenkandidatin Jana
Dreyer von Erfahrungen aus zwei
Stunden Samstags-Wahlkampf in der

Maximilianstraße. „Durchweg posi-
tiv“ kämen die Leute mit vielen Fra-
gen zu Europa und Berlin auf sie zu,
betont sie. Für Max Bankhardt ist es
der erste Wahlkampf. Ein Tourist aus
Ratingen will mit ihm diskutieren.
„Ich habe schon CDU gewählt, wie al-
te Leute halt so sind“, sagt er. „Schön,
dass Sie demokratisch gewählt ha-
ben“, ist Bankhardts Antwort. „Für
härtere Auseinandersetzungen muss
ich mir noch ein dickeres Fell anschaf-
fen“, erklärt der Grüne.

Mit konkreten Anregungen für die
nächsten fünf Jahre macht Gudrun
Bartusch am UfS-Stand halt. Wichtig
ist ihr kostenloser ÖPNV und eine Ge-
sellschaft ohne Hass und Hetze. Auch
wenn sie erst aus Bielefeld zugezogen
ist, fühlt sie sich als vollwertige Pfäl-
zerin und fällt in die UfS-Hymne
„Äfach Schää“ voller Inbrunst und di-
alektmäßig schon fast authentisch
ein, die Fraktionschefin Rosemarie
Keller-Mehlem und ihre Mitstreiter
zur Gitarre singen.

„Die Grünen können nur schreien.“
Ein Bayer mit grünem Hut regt sich
wortreich über die von ihm ungelieb-
te Partei auf und hofft, in CDU-Mit-
glied Christopher Buhl einen Verbün-
deten gefunden zu haben. Weit ge-
fehlt. Alle Bemühungen des Christde-
mokraten, den Widersacher davon zu
überzeugen, dass Demokraten sich in
Speyer gegenseitig respektieren,
scheitern. „Dann gehe ich lieber zu-
rück zum Schiff“, schimpft der Bayer.

Den Platz vor der Alten Münze tei-
len sich Speyerer Wählergruppe und
Sozialdemokraten. Statt an Buntstif-
ten seien die Passanten an Flug- und
Postplatz-Entwicklungen und an Ver-
kehr und Bildung interessiert, freut
sich SWG-Fraktionschefin Sarah
Mang-Schäfer. Mindestens 99 rote
Luftballons lassen die Genossen ne-
benan fliegen. „Keiner meckert, keine
Anfeindungen – Speyer-typisch
eben“, berichtet Martina Müller (SPD)
von entspannter Stimmung am Stand
an diesem Samstag.

Über die geplante Umgestaltung des
Postplatzes wird viel gesprochen. Eine
zentrale Rolle dabei spielt Architekt
Stephan Böhm, Urheber der Post-
platz-Erneuerung in den späten
1980er-Jahren. Am kommenden Frei-
tag, 31. Mai, 19 Uhr, ist er bei einer öf-
fentlichen Diskussionsveranstaltung
beim AV 03 Speyer in der Raiffeisen-
straße mit dem Titel „Leben in Speyer
– Stadtentwicklung Gestern und Heu-
te“als Referent angekündigt. Veran-
stalter sind das Zukunftsforum Speyer
und der Verein zur Förderung der Me-
dienvielfalt und -Kultur. „An diesem
Abend ist Gelegenheit, aus erster
Hand zu erfahren, wie das Büro Böhm
tatsächlich zu den Umgestaltungsplä-
nen steht“, heißt es in der Ankündi-
gung. Zudem solle bei der Veranstal-
tung die Gründung einesVereins „Kul-
turelles Erbe Speyer“ angeregt wer-
den. Ein mögliches Tätigkeitsfeld sei
etwa die „Wahrung der räumlichen
Struktur der historischen Stadt Speyer
unter gleichzeitiger Berücksichtigung
von Erfordernissen des Klimaschutzes
und einer Verkehrswende.“ Die Ziele
des Vereins sollten demnach „ge-
meinsam erarbeitet werden und dann
in die politischen Gremien getragen
werden“. |tiko

Veranstaltung mit
Postplatz-Architekt

STADTNACHRICHTEN

38-Jähriger droht
Passantin mit dem Tod
„Verbale Todesdrohungen“ hat nach
Angaben der Polizei am Freitagnach-
mittag gegen 15 Uhr ein 38-Jähriger
aus Lingenfeld in der Martin-Greif-
Straße gegenüber einer 26-jährigen
Passantin ausgestoßen. Wie die Polizei
mitteilt, hatte der Mann vorher Münz-
geld von der 26-Jährigen gefordert
und dies mit den Drohungen unter-
mauert. Die Frau habe sich zu weite-
ren Passanten flüchten können und
der 38-Jährige sei weitergelaufen.
Während die Polizei nach ihm fahnde-
te, sei er pöbelnd auf einem nahege-
legenen Parkplatz gemeldet worden.
Bei einer Kontrolle habe sich gezeigt:
Der Mann war betrunken und hatte
2,1 Promille Alkohol im Atem. Er sei in
Gewahrsam genommen worden, um
weitere Straftaten zu verhindern. Die
26-Jährige blieb unverletzt. |tiko
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In guter Verfassung: Junge Demonstranten 2018 in Chemnitz. Das Grundgesetz hat sich im Wandel der Zeit als sehr
anpassungsfähig erwiesen – für den Speyerer Staatsrechtler Karl-Peter Sommermann das Erfolgsgeheimnis.FOTO: DPA

Karl-Peter
Sommermann
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Wahlkampf: Stände vorm Altpörtel.
FOTO: LANDRY


